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535. Beteiligung an BVK-Ausfinanzierungskosten 
der Stiftung Pro Juventute

Mit Schreiben vom 11. April 2013 beantragt die Stiftung Pro Juventute
dem Regierungsrat ihre «Schadloshaltung im Fall BVK». Konkret bittet
die Stiftung um die Beantwortung der folgenden Fragen:
a) Wird der Kanton Zürich der Stiftung Pro Juventute die Kosten vergü-

ten, die der Stiftung infolge des Weggangs von der Personalvorsorge
des Kantons Zürich (BVK) entstanden sind?

b) In welchem Mittelumfang kann der Kanton Zürich eine solche Kosten-
beteiligung wahrnehmen?
Seit Oktober 2012 besteht dazu eine ausführliche Korrespondenz

zwischen der Finanzdirektion, der BVK und der Pro Juventute.

Auf Antrag der Finanzdirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Schreiben an die Stiftung Pro Juventute, Thurgauerstrasse 39, Post-
fach, 8050 Zürich:

Mit Schreiben vom 11. April 2013 ersuchen Sie den Regierungsrat um
«Schadloshaltung der Stiftung Pro Juventute im Fall BVK». Sie beantra-
gen, dass der Kanton Zürich der Stiftung Pro Juventute ganz oder teil-
weise die Kosten vergüte, die der Stiftung infolge des Weggangs von der
Personalvorsorge des Kantons Zürich (BVK) entstanden seien.

Bereits im Antwortschreiben der BVK vom 29. Oktober 2012 auf Ihren
Antrag an die Finanzdirektorin vom 8. Oktober 2012 ist ausführlich dar-
gelegt, warum der Kanton Zürich sich nicht an den BVK-Sanierungs-
beiträgen der Pro Juventute beteiligen kann. Die Argumentation ist un-
verändert gültig, obwohl sich die Ausgangslage insofern geändert hat,
als dass die Pro Juventute inzwischen den BVK-Anschlussvertrag ge-
kündigt hat.

Wir bedauern den Austritt Ihrer Stiftung aus der BVK und die dadurch
entstandene finanzielle Belastung, weil Sie die Unterdeckung auf einen
Schlag ausfinanzieren müssen. Der Austritt aus der BVK war aber ein
freier Entscheid der Pro Juventute in Kenntnis und Abwägung der finan-
ziellen Folgen. Die Pro Juventute hat sich damit die Chance vergeben,
von der Einmaleinlage des Kantons von 2 Mrd. Franken zu profitieren,
die einen wesentlichen Beitrag an die BVK-Sanierung leistet. Ein Zwang
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zum Austritt – wie von Ihnen unterstellt – bestand nicht. Die Ausstiegs-
kosten sind durch die Stiftung zu tragen, genauso wie bei einem Weiter-
verbleib in der BVK Sanierungsbeiträge hätten geleistet werden müssen.
Für eine Beteiligung der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler an diesen
Kosten gibt es keine rechtliche Grundlage.

In Ihrem Schreiben führen Sie aus, dass der Regierungsrat die Forde-
rung Ihres Antrags unterstreiche, indem er sich für eine Beteiligung an
den Sanierungsbeiträgen von nicht staatlichen sozialen Arbeitgebern
bzw. Institutionen ausgesprochen habe, die eine Leistung zuhanden der
Bevölkerung und damit der öffentlichen Hand erbringen. Dies trifft
keineswegs zu. Mit RRB Nr. 915/2012, auf den sich Ihre Feststellung
wohl bezieht, hat der Regierungsrat lediglich entschieden, dass der Kan-
ton sich unter gewissen Voraussetzungen an den BVK-Sanierungsbeiträ-
gen staatsbeitragsberechtigter Institutionen beteiligt. Dabei geht es um
Fälle, in de nen der Kanton bei den betroffenen Institutionen die Defizit-
deckung übernimmt, sowie um die staatsbeitragsberechtigten Spitäler.
Eine allgemeine Beteiligung des Kantons an den Sanierungsbeiträgen
von nichtstaatlichen sozialen Arbeitgebern hat der Regierungsrat nicht
beabsichtigt und auch nicht in Aussicht gestellt.

In der Vergangenheit hat die Pro Juventute ebenso wie der Kanton
und die weiteren versicherten Arbeitgeber von zu tiefen Arbeitgeberbei-
trägen profitiert. Handkehrum sind jetzt alle gefordert, ihren Beitrag an
die Sanierung der BVK zu leisten, sei das in Form von Sanierungsbei-
trägen oder sei das in Form von Ausfinanzierungen der Deckungslücke
bei einem Austritt, wie in Ihrem Fall.

Aus diesen Gründen lehnen wir Ihren Antrag ab.

II. Mitteilung an die Direktionen des Regierungsrates und die Staats-
kanzlei.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


